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Vermittlung von Urkundsge-
schäften und Umgang mit 
Dienstleistern   

Die 131. Generalversammlung der Bundesnotarkam-

mer hat am 4. April 2025 in Berlin Änderungen der 

Richtlinienempfehlungen der Bundesnotarkammer 

beschlossen. Diese Änderungen sind im Heft 5/2025 

der Deutschen Notarzeitschrift veröffentlicht (DNotZ 

2025, 321). 

Diese Änderungen betreffen zum einen die Vermitt-

lung von Urkundsgeschäften (unter A.) und zum ande-

ren den Umgang mit Dienstleistern (unter B.). 

A. Vermittlung von Urkundsgeschäften 

Notarinnen und Notaren ist nach § 14 Abs. 4 BNotO 

die Beteiligung an jeder Art der Vermittlung von Ur-

kundsgeschäften verboten. Eine solche Vermittlung 

ist jede Tätigkeit, die darauf abzielt, einer bestimmten 

Notarin oder einem bestimmten Notar einen Ur-

kundsauftrag zukommen zu lassen. Auch das Entge-

gennehmen eines vermittelten Urkundsauftrags ist 

eine Beteiligung, wenn die Notarin oder der Notar 

wusste oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht 

wusste, dass der Urkundsauftrag vermittelt wurde. 

Dies wird nun ausdrücklich in den Richtlinienempfeh-

lungen der Bundesnotarkammer klargestellt (Ziff. VI. 4.). 

___________________________________________ 

Bei der Frage, ob eine Tätigkeit darauf abzielt, einer 

bestimmten Notarin oder einem bestimmten Notar 

einen Urkundsauftrag zukommen zu lassen, kommt es 

entscheidend auf das Motiv des Vermittelnden an. Ein 

solches „Abzielen“ liegt nur dann vor, wenn in dem 

Motivbündel, auf dem die Tätigkeit beruht, die Ver-

mittlung des Urkundsauftrags an eine bestimmte No-

tarin oder an einen bestimmten Notar das prägendes 

Motiv ist. Tritt das Vermittlungsmotiv hingegen hinter 

anderen zentralen Motiven zurück, liegt keine verbo-

tene Vermittlung vor. So ist es etwa bei einem Rechts-

anwalt oder einem Steuerberater, der einem 

Mandanten im Rahmen eines freiberuflichen Man-

dats eine bestimmte Notarin oder einen bestimmten 

Notar empfiehlt. Ebenfalls liegt typischerweise keine 

verbotene Vermittlung vor, wenn ein Immobilienmak-

ler einem seiner Kunden eine bestimmte Notarin oder 

einen bestimmten Notar vorschlägt. Denn seine Tätig-

keit ist nach dem gesetzlichen Leitbild der §§ 652 ff. 

BGB auf die Vermittlung von (Immobilienkauf-)Verträ-

gen gerichtet. Das prägende Motiv ist somit die Ver-

mittlung des Vertragsschlusses an sich, nicht aber die 

Herstellung des Kontakts zu einer bestimmten Nota-

rin oder einem bestimmten Notar. 

Ferner nicht von dem Vermittlungsverbot erfasst, sind 

sozialadäquate Gefälligkeitshinweise, so etwa die auf 

Anfrage geäußerte Empfehlung eines Kollegen. Glei-

ches gilt, wenn z. B. der Bankberater seinem Kunden 

mitteilt, dass er mit einer bestimmten Notarin gute 

Erfahrungen gemacht hat und diese empfiehlt   oder 

der Amtsvorgänger seine Amtsnachfolgerin in der Ge-

meinde vorstellt und empfiehlt. 

___________________________________________ 

Indiziert ist eine verbotene Vermittlung etwa, wenn 

• ein Anbieter ausdrücklich damit wirbt, dass 

er einen Urkundsauftrag an eine Notarin  

oder einen Notar übermittelt, etwa, wenn 

ein einfacherer oder schnellerer Zugang zu 

Notarinnen oder Notaren versprochen wird. 

• Urkundsaufträge zur Vermeidung von Mit-

wirkungsverboten in einem Verhältnis der 

Gegenseitigkeit vermittelt werden. 

• Eine Notarin oder ein Notar als „Partnerno-

tarin“ oder „Partnernotar“ eines Vermittlers 

auftritt. 
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Das Verbot der Beteiligung an der Vermittlung von  

Urkundsgeschäften lässt den Urkundsgewährungsan-

spruch der Beteiligten unberührt. Der Notarin bzw. 

dem Notar steht es frei, die Rechtsuchenden oder den 

Vermittler darauf hinzuweisen, dass die Beteiligten 

ohne die Beteiligung eines Vermittlers jederzeit direkt 

mit ihr bzw. ihm in Kontakt treten können. Das Glei-

che gilt, wenn ein Notar erfährt, dass ein Vermittler 

ihn als „Partnernotar“ bezeichnet und ihm außerhalb 

der zuvor gesteckten Grenzen zulässiger Vermittlung 

Urkundsaufträge vermittelt. 

___________________________________________ 

Um erlaubte und verbotene Vermittlungstätigkeiten 

zu veranschaulichen und abzugrenzen, bieten sich fol-

gende Beispiele an: 

Beispiel 1: 

Ein Rechtsanwalt hat in der Vergangenheit bei Schei-

dungsfolgenvereinbarungen seiner Mandanten gute 

Erfahrungen mit einer bestimmten Notarin gemacht. 

Daher empfiehlt er seiner neuen Mandantin, deren 

Scheidungsfolgenvereinbarung ebenfalls bei dieser 

Notarin beurkunden zu lassen. 

 

Beispiel 2: 

Ein Makler lässt die Beurkundung „seiner“ Kaufver-

träge immer bei demselben Notar durchführen und 

vereinbart die Termine hierfür namens der Beteiligten 

ggf. selbst. 

Diese Fälle fallen nicht unter das Vermittlungsverbot 

nach § 14 Abs. 4 BNotO. Ein Notar, der im Wissen um 

diese Sachverhalte einen entsprechenden Beurkun-

dungstermin vereinbart, verhält sich berufsrechts-

konform. 

_______________________________________ 

Beispiel 3: 

Eine Online-Plattform bietet hauptsächlich die Funk-

tion, online Notartermine zu vereinbaren. 

 

Beispiel 4: 

Eine Online-Plattform bietet rechtliche Hilfestellung 

und Beratung an, bspw. bei der Gründung von Unter-

nehmen oder bei Erbschaften. Als Teil des Angebots 

wird auch die Vereinbarung eines Notartermins über 

die Online-Plattform angeboten. 

Diese Fälle unterfallen dem Vermittlungsverbot nach 

§ 14 Abs. 4 BNotO. Die Teilnahme einer Notarin oder 

eines Notars an einer solchen Vermittlung in Kenntnis 

dieser Sachverhalte wäre daher berufsrechtswidrig. 

Das Verbot der Beteiligung an der Vermittlung von 

Urkundsgeschäften lässt den  

Urkundsgewährungsanspruch der Beteiligten unbe-

rührt. Dem Notar steht es frei, die Rechtsuchenden  

oder den Vermittler darauf hinzuweisen, dass die Be-

teiligten ohne die Beteiligung eines Vermittlers jeder-

zeit direkt mit dem Notar in Kontakt treten können. 

B. Umgang mit Dienstleistern 

Die Richtlinienempfehlungen stellen nun klar, dass die 

Grundsätze der persönlichen Amtsausübung, Unab-

hängigkeit und Unparteilichkeit nicht nur bei der Aus-

gestaltung der Beschäftigungsverhältnisse gelten, 

sondern auch bei der Ausgestaltung anderer Vertrags-

verhältnisse – insbesondere bei der Beauftragung 

Dritter. Auch aus einem Vertrag mit einem externen 

Dienstleister darf kein sachfremder – also dem Beur-

kundungsverfahren fremder – Einfluss herrühren. 

Schon einen solchen Anschein muss ein Notar vermei-

den. 
________________________________________________ 

So ist es etwa unzulässig, wenn ein Notar die eigen-

ständige inhaltliche Terminvergabe an einen externen 

Dienstleister auslagert oder diesem Terminkontin-

gente zur eigenständigen Verfügung stellt, die dieser 

dann an seine Kunden – die potenziellen Urkundsbe-

teiligten – vergibt. Die Terminvergabe gehört zu der 

Amtstätigkeit des Notars, weil sie über den Zugang 

des Bürgers zur notariellen Amtstätigkeit entscheidet.  

Der Grundsatz der persönlichen Amtsausübung be-

sagt, dass keine Zweifel bestehen dürfen, dass der 

Notar jede Amtstätigkeit selbst verantwortet. Für die 

Datenerfassung dürfen Notarinnen und Notare inso-

fern auf automatisierte Anwendungen zurückgreifen, 

sofern nicht der Eindruck entsteht, dass sie bzw. er die 

Datenerfassung nicht selbst verantwortet. Ein solcher 

Eindruck entsteht nicht, wenn die Datenerfassung in 

die Webseite der Notarin bzw. des Notars optisch und 

funktionell eingebunden ist. Auch darf die Datener-

fassung auf der Webseite nur optional sein – den Be-

teiligten muss es unbenommen bleiben, sich unmit-

telbar an die Notarin bzw. den Notar oder deren 

Beschäftigte zu wenden. Gleiches gilt für die Termin-

vergabe, welche optisch und funktionell in die Web-

seite des Notars eingebunden ist. Bei einer solchen 

optischen und funktionellen Einbindung besteht auch 

nicht der Anschein, dass der Notar sein Amt nicht un-

abhängig ausführt; es sei denn, der Notar entscheidet 

nicht selbst darüber, ob ein Termin freigegeben und 

angenommen wird. 


